
Geschäftsordnung des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen des Deutschen Juristinnenbundes 

in der Fassung vom 08.09.2025 

(§ 3 Abs. 4 Satzung des djb) 

 

1. Geltungsbereich 

Der Landesverband Nordrhein-Westfalen des djb besteht aus den Regionalgruppen Bonn, 

Dortmund, Düsseldorf, Essen, Köln, Münster und Ostwestfalen- Lippe. Die Mitglieder der 

Regionalgruppen gehören auch dem Landesverband an. Im Einverständnis mit dem Vorstand 

des Landesverbandes können sich weitere Regionalgruppen bilden. 

 

2. Vertretung 

Der Landesverband wird durch den Vorstand vertreten. Der Vorstand besteht aus jeweils einer 

Vertreterin der Regionalgruppen. Sollte aus den Regionalgruppen keine Vertreterin benannt 

worden sein, so ist die Vorsitzende der Regionalgruppe ihre Vertreterin. 

Die Vertreterinnen wählen aus ihrer Mitte die Vorsitzende und die Schatzmeisterin. Für die 

Wahl genügt die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Einverständnis kann das 

Wahlverfahren schriftlich erfolgen. Die Amtszeit der Vorsitzenden endet nach Ablauf von zwei 

Jahren oder durch eine vorzeitige Neuwahl. 

Kassenprüferinnen sind jeweils die gewählten Kassenprüferinnen derjenigen Regionalgruppe, 

der die Schatzmeisterin des Landesverbandes angehört. Ist die Schatzmeisterin des 

Landesverbandes zugleich Kassenprüferin ihrer Regionalgruppe, ist zweite Kassenprüferin des 

Landesverbandes die Schatzmeisterin dieser Regionalgruppe. 

 

3. Vorstand 

Der Vorstand tritt mindestens alle 2 Jahre zusammen jedenfalls in dem Jahr der ordentlichen 

Mitgliederversammlung des djb Bundesverbandes und zwar vor dieser. Er fasst seine 

Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 

Er regelt die Angelegenheiten des Landesverbandes. Insbesondere benennt er die Delegierten 

des djb für andere Frauenverbände auf Landesebene. 

 

4. Mitgliederversammlung 

Der Vorstand hat eine Versammlung des gesamten Landesverbandes einzuberufen, wenn 5% 

der Mitglieder des Landesverbandes dies schriftlich beantragen. 

Die Mitgliederversammlung wird von der Landesverbandsvorsitzenden mit einmonatiger Frist 

unter Angabe der Tagesordnung schriftlich einberufen und geleitet. 



Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für 

• die Änderung der Geschäftsordnung 

• Angelegenheiten, die sie durch Beschluss an sich zieht 

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Teilnehmerinnen 

beschlussfähig 

und fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Änderung der Geschäftsordnung können nur nach einmonatiger schriftlicher Ankündigung 

und mit 

Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 

Über Beschlüsse ist ein Protokoll zu führen. 

 

5. Finanzen 

Die Schatzmeisterin fordert nach Vorstandsbeschluss, der auch im schriftlichen Verfahren 

eingeholt werden kann, bei Bedarf beim Bundesvorstand den erforderlichen 

Zuweisungsbetrag für den Landesverband fristgemäß an. 


